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Die Gigabitstrategie hält zu Recht fest: Wesentliche
Treiber des Mobillünkausbaus sind der Wettbewerb der'
Mobilfunknetzbetreiber, aber auch die zu erfiillenden
Versorgungsaullagen. Als Beiratsvorsitzender der Bun-
desnetzagentur ist mir besonders wichtig, dass im Hin-
blick auf künftige Frequenzvergaben die richtigen
Schlüsse aus der laufenden Umsetzung der Versorgungs-
auflagen gezogen werden. Bis 2030 sollten auch alterna-
tive Vergabeverfahren als Alternative zur Ausschreibung
entwickelt werden. Das ist Voraussetzung tür eine Ent-
scheidung zur zukünftigen Bereitstellung der Frequenzen.
In dem nun von der Bundesnetzagentur aufgesetzten
Konzeptpapier finden sich viele innovative Ansätze wie-
der, die von Interessenvertretern diskutiert und inzwi-
schen ausgewertet werden. Der Präsident der Bundes-
netzagentur und ich setzen hierbei auf einen intensiven
Austausch zwischen der Bundesnetzagentur und den
Ländern.

Der Ausbau digitaler Infrastruktur ist eine Investition
in die Zukunft: Heute ermöglicht gute Breitbandversor-
gung digitale Teilhabe und fordert die Chancengleichheit.
Morgen ermöglicht der 5G-Mobilfunk beispielsweise
autonomes Fahren, intelligente Anwendungen in der
Landwirtschaft, Medizin- und Prozesstechnik. Übermor-
gen ist digitale Infrastruktur eine Säule, die wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Wohlstand kommender Ge-
nerationen gesichert haben wird.

Lassen Sie uns heute vorsorgen! Lassen Sie uns heute
Verantwortung fiir die Zukunft zeigent Für mich jeden-
falls ist dieser Aspekt del Generationengerechtigkeit
Ansporn, heute die Grundlagen fiir eine gelungene Digi-
talisierung zu legen.

greifen werden wie von uns vorbereitet: Die EU-KOM
hat den deutschen GAP-Strategieplan genehmigt. Und die
Verordnungen, die heute im Bundesrat zur Abstimmung
stehen, sind ein letzter nationaler Eckstein tür die anste-
hende neue Förderperiode.

Von den ersten Vol'schlägen der EU-Kommission bis
heute war es ein langer Weg. Basis für den dann recht
reibungslosen Durchlaufder deutschen Gesetze und Ver-
ordnungen bildete der Beschluss der Agrarministerinnen
und Agrarminister vom März 2021. Wir haben in der
Agrarministerkonferenz unter sächsischem Vorsitz hierzu
hart gerungen. Es ging schließlich darum, die Bedingun-
gen für 6 Milliarden Euro Förderung zu definieren.Letzt-
lich ist es uns gelungen, die untelschiedlichen agl'arstl'uk-
turellen Bedingungen unter einen Hut zu bringen - ge-
nauso wie die verschiedenen fachlichen und politischen
Ansprüche an die Agrarpolitik. Dafür - und für die Dis-
ziplin, an den gefundenen Kompromissen festzuhalten -
nochmals meinen Dank!

So werden zum Beispiel die Kappung und Degression
der Direktzahlungen in Deutschland nicht angewendet.
Stattdessen stärken wir kleinere Betriebe mit einer erhöh-
ten Umverteilungsprämie. Zudem konnten wir uns trotz
Auslaufen des Ost-Bonus auf einen akzeptablen Vertei-
lerschlüssel fiir die ELER-Mittel verständigen.

Gleichzeitig war und ist klar: Wir müssen weiter vo-
rankommen - auch in der Agrarflorderung, auch mit der
Agrarwende. Die aktuellen Krisen - ich nenne den Krieg
Russlands gegen die Ukraine, das Klima und die biologi-
sche Vielfalt - dulden keinen Stillstand. Außerdem gibt
es gibt auch an der Umsetzung der Gemeinsamen Agrar-
politik noch einige Kritikpunkte:

Anlage 16

Erklärung

von Staatsminister Oliver Schenk
(Sachsen)

zu Punkt 32 der Tagesordnung

Für' Herrn Staatsminister Wolfram Günther gebe ich
folgende Erklärung zu Protokoll:

Heute beschließen wir - abschließend - den E,instieg
in den Umstieg der Agrarltirderung in Deutschland; heute
beschließen wir eine deutliche ökologische Komponente
und ein Stück Agrarwende. Am Ende der künftigen För-
derperiode - also in fiinf Jahren - werden mehr als die
Hälfte der Agrarltirdermittel fi.ir Umwelt und Klima aus-
gegeben werden. Das ist mir besonders wichtig. Denn es
muss uns letztlich darum gehen, öffentliche Gelder nur
für öffentliche Leistungen bereitzustellen. Mit Blick auf
diesen Paradigmenwechsel in der Agrarpolitik sind wir
nun ein gutes Stück weiter. Seit Montag (21. November)
haben rvir Gewissheit, dass die Regelungen ab Januar so

E,s mangelt immer noch an deutlichen Anreizen, um
mit Umweltleistungen Geld verdienen zu können. Hier
müssen wir Brüssel überzeugen. Und vom Ziel der Ver-
einfachung sind wir meilenweit entfernt. Die Agrarftirde-
rung hat eine Komplexität erreicht, die nicht mehr ver-
mittelbar ist. Zugleich ist die Ftage del Ernährungssiche-
rung nicht vergessen. Klimaschutz und Stärkung regiona-
ler Wertschöpfung müssen wir zusammen denken, sie
brauchen einander. Deshalb richtet sich mein Appell und
mein Engagement darauf, dass wir den Grundsatz von
öffentlichem Geld flir öffentliche Leistungen zu
100 Prozent und zügig umsetzen.

Das Gesetz zu den GAP-Direktzahlungen sieht bis
Ende 2024 die Evaluierung der Förderung von Umwelt,
Klima und Tierwohl vor. Dann werden wir Verbesse-
rungsvorschläge intensiv diskutieren und in der noch
laufenden Förderperiode umsetzen. Aber auch 1ür die
GAP nach 2027 müssen jetzt schon die Gespräche begin-
nen (nach der GAP ist vor der GAP). Wir haben uns dazu
selbst Hausaufgaben auferlegt:

Die Koalitionspartner auf Bundesebene haben verein-
bart, zur Mitte der Legislaturperiode ein Konzept vorzu-
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legen, wie die Direktzahlungen durch die Honorierung
von Klima- und Umweltleistungen ersetzt werden kön-
nen.

Die Agrarministerkonferenz regt an - und ich tue dies
auch persönlich - die 2023 beginnende Förderperiode zu
nutzen, die Gemeinwohlprämie weiterzuentwickeln und
modellhaft zu erproben.

Mit einer modular aufgebauten Gemeinwohlprämie
wären betriebsindividuelle Zahlungen fi.ir öflentliche
Leistungen möglich. Wir hätten ein einfaches und trans-
parentes Modell ohne Mitnahmeeff'ekte. Mein Plädoyer:
Machen wir uns daher mit einem neuen Modell auf den
Weg - weg von der pauschalen Einkommensstützung und
hin zu bezahlten Leistungen der Landwirtinnen und
Landwirte ftir die Gesellschaft! Hier kann und sollte sich
Deutschland mit eigenen Vorschlägen in Brüssel Gehör
verschatTen. Sachsen bringt sich dazu gerne mit ein.


